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SWIFT und Safe Harbour wäre nur 
konsequent, wenn die Datenschutz-
rechte von EU-Bürgern bedroht 
sind. Auch die Verhandlungen zum 
Freihandelsabkommen zwischen 
EU und USA sollten erst dann wei-
tergeführt werden, wenn die USA 
ihre Massenüberwachung beenden. 
Freihandel und Datenschutz haben 
miteinander zu tun, denn auch die 
Weitergabe und der Schutz von Da-
ten sind Teil dieses Abkommens.

Telekommunikationssysteme und 
Unternehmen muss umgehend auf 
höchster politischer Ebene verurteilt 
werden. Außerdem müssen die Er-
mittlungsbehörden ihre Arbeit auf-
nehmen, damit das Vertrauen in 
Demokratie und Rechtsstaat keinen 
Schaden nimmt.

Im Falle Großbritanniens wäre 
ein EU-Vertragsverletzungsverfah-
ren angebracht, um den Bruch des 
EU-Rechts durch den britischen 
Geheimdienst zu beenden. Bei den 
USA bleibt Europa nur diplomati-
scher Druck. Die Aussetzung von 
Datenaustauschabkommen wie 

Was unternimmt Europa 

Die Massenüberwachungspro-
gramme des US-amerikanischen 
Geheimdienstes NSA und des briti-
schen Geheimdienstes GCHQ haben 
die Öffentlichkeit schockiert und ei-
nen Bewusstseinswandel eingeleitet. 
Was selbst viele Fachleute technisch 
nicht für möglich gehalten hätten, 
wurde bittere Überwachungs-Re-
alität: Die Dienste erfassen jede E-
Mail, jedes Telefonat, jede angesurf-
te Seite. Damit können sie ein Profil 
unserer Persönlichkeit anlegen und 
unser ganzes Leben ausforschen. 
Das macht uns erpressbar und ver-
ändert unser Verhalten. Wer sich 
beobachtet fühlt, ist beispielsweise 
in vielen Fällen zurückhaltender mit 
öffentlichen Meinungsäußerungen.

Grenzen kennen die Dienste bei 
ihrer Arbeit offensichtlich keine 
mehr. Die Zeit der Naivität beim Da-
tenschutz muss nun vorbei sein. Für 
den Schutz personenbezogener Da-
ten brauchen wir scharfe gesetzliche 
Regeln; das haben EU-Kommission 
und Europäisches Parlament mit der 
EU-Datenschutzverordnung vorge-
schlagen. Und es ist dringend nötig, 
dass die Regierungen der EU diese 
vor der Europawahl im Mai 2014 
verabschieden, um nicht unnö-
tig Zeit zu verlieren. Wenn Staaten 
schon die gegenwärtigen laxen Re-
geln brechen – so wie es die USA und 
Großbritannien offenbar in großem 
Stil tun – darf das nicht ohne Kon-
sequenzen bleiben. Der Einbruch in 

gegen die Massenausspähung? 

Jan Philipp Albrecht

jan.albrecht@
europarl.europa.eu

Europaabgeordneter
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Wie können wir unsere Daten schützen?

jan.albrecht
europarl.europa.eu
Fotolia.com
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Wenn von der Agenda 21 in 
Hannover die Rede ist, fällt uns ein 
Name unmittelbar ein: Silvia Hesse! 
Wer sonst!

Die Einrichtung des Agenda 
21-Büros wurde 1995 vom han-
noverschen Rat beschlossen. 1996 
wurde Silvia Hesse Agenda 21-Be-
auftragte und damit verantwortlich 
für den Agenda-Prozess. Sie erfüll-
te diese Aufgabe sofort mit Leben. 
Zentral für ihre Arbeit: Netzwerke 
schaffen. Ein paar Schlagworte zei-
gen, dass Sie gewichtige Projekte für 
Hannover verwirklicht hat. Projekte, 
die bis heute und in die Zukunft wir-
ken und somit NACHHALTIG sind: 
die homepage für Hannover www.
agenda21.de, Kinderwald, Ökopro-
fit, Verein Wandelwerte e.V., Mig-

ranten für Agenda 21 e.V., fairtrade 
town Hannover, fairer Handel, Han-
nover Kaffee, aware & fair mit der 
Partnerstadt Blantyre in Malawi/
Zentralafrika. Dies sind einige Bei-
spiele für das unermüdliche Enga-
gement dieser sozial-ökologischen 
Aktivistin mit großem Herz!

Danke Silvia 
Eine sozial-ökologische Aktivistin im (Un-)Ruhestand

Wenn in einem Text von Lehrern, 
Polizisten oder Piloten die Rede ist, 
müssen wir uns die Lehrerinnen, Po-
lizistinnen und Pilotinnen mit dazu 
denken. Denn in einer gleichberech-
tigten Gesellschaft ist es selbstver-
ständlich, dass man überall Men-
schen beiderlei Geschlechts findet. 
Reine Männer- oder Frauendomä-
nen sind so gut wie ausgestorben.

In der Alltagssprache hat das bis-
lang nur wenig Niederschlag gefun-
den. Im Deutschen macht es einen 
Unterschied, ob man von einem 
Lehrer oder eine Lehrerin spricht. 
Lehrerinnen sind nur Frauen, Leh-
rer Männer und Frauen. Um zu ver-
deutlichen, dass man die einen, wie 
die anderen meint, gibt es verschie-
dene Kunstgriffe. “LehrerInnen” 
oder “Lehrer_innen” beispielsweise 
sollen deutlich machen, dass beide 
gemeint sind.

Der Duden gibt das generische 
Maskulinum vor. Wer “Polizisten” 
sagt, meint demnach auch Polizis-

Editorial
tinnen. Um bei Stu-
dentinnen und Stu-
denten das Problem 
zu umschiffen, heißt 
es neuerdings Stu-
dierende und auch 
die RadfahrerInnen 
sind im Gesetzes-
text zu geschlechts-
neutralen Radfah-
renden mutiert.

Schön ist das Gendern nicht, es 
erschwert das Textverständnis, wer-
fen Kritiker_innen ein. Will man 
stets korrekt weibliche und männ-
liche Form nennen, wird die Sache 
umständlich und fordert dem Leser, 
pardon, dem/r Leser/in einiges ab.

In diesem Heft machen wir des-
halb ein Experiment, das die Sache 
radikal vereinfacht. Wir verwenden 
für alle unbestimmten Gruppen das 
generische Femininum, die weibli-
che Form. Diesmal dürfen sich zur 
Abwechslung mal die männlichen 
Leser mit gemeint fühlen, wenn von 

Pilotinnen oder Schülerinnen die 
Rede ist. Und natürlich verwenden 
wir weiterhin die männliche Form, 
wenn ausdrücklich ein Mann oder 
nur Männer gemeint sind.

Wir wollen wissen, wie das bei 
euch ankommt. Auf Seite 5 findet 
ihr eine Umfrage, in der ihr uns dazu 
eure Meinung sagen dürft. Über-
treiben wir, wenn wir das generische 
Femininum verwenden? Bei uns im 
Redaktionsteam war die Idee nicht 
unumstritten. Wir sind gespannt, 
was ihr dazu meint.

Die Redaktion

Am 30. September hat Silvia Hes-
se sich aus dem Rathaus verabschie-
det und in den Ruhestand begeben 
… was auch immer dies für Silvia 
bedeutet!? Zum Beispiel ist sie grüne 
Regionsabgeordnete und dort die 
kulturpolitische Sprecherin. Und wie 
wir Silvia kennen, fällt ihr noch vie-
les für einen erfüllten Un-Ruhestand 
ein.

Dir, Silvia, für sämtliche Aktivitäten 
und Vorhaben alles Gute!  Wir schät-
zen Dich und Deine Arbeit sehr und 
würden uns freuen, wenn wir uns hier 
und da wieder begegnen würden.

v.l.n.r: Norman, Janine, Elke, Julian, Urs	      

Günter Wulfert

guenter.wulfert.gruene@
Geschäftsführer Ratsfraktion

Lothar Schlieckau und Silvia Hesse  hannover-stadt.de

1. Station: Vahrenheider Markt. 
Wir treffen Herrn Jarnot von Stadt-
UmBau, der als Berater bei der Sa-
nierung mitwirkt: „Viel ist erreicht, 
beispielweise weniger Leerstände 
und die Sanierung der umliegenden 
Wohngebäude. Allerdings gilt das 
Gebiet um den Markt weiter als be-
nachteiligt.”

 
2. Station: Flais e.V. in der Du-

nantstr., einem Verein mit vielen 
Ideen. „In der Fundgrube ist immer 
was los und auch die Schulungen 
sind gefragt“, stellt Herr Behle vom 
Vorstand fest. Flais ist im Stadtteil, 
genauso wie u.a. das Stadtteilforum 
und das Quartiersmanagement ver-
ankert.

Auf dem Weg zum Sahlkamp-
markt ist die Spaltung zwischen Arm 
und Reich deutlich zu sehen: Über 
den Einfamilienhäusern am Mär-
chensee thronen die Betonburgen 
des Sahlkampes.

 
3. Station: Sahlkamp, Quartiers-

manager. Herr Bodamer-Harig be-
richtet von dem großen Unterschied 
zwischen Vahrenheide und Sahl-
kamp: „Hier gehören die Gebäude 
nicht der GBH, sondern wechselnden 
Eigentümerinnen. Das erschwert die 
Sanierung. Bei manchen Gebäuden 
ist ungewiss, wie es weiter geht.“

4. Station: Bildungsladen von Pro 
Beruf GmbH. Frau Drzewiec und 
Frau Mittelstaedt von Pro Beruf be-

grüßen uns in den frisch renovierten 
Räumen. „Unser Angebot wird gut 
angenommen, wir haben zur Zeit 
mehr Anfragen von Jugendlichen 
als Kapazitäten“, stellen die bei-
den fest. Die jungen Leute aus dem 
Stadtteil kommen zur Nachhilfe und 

zum Bewer-
bungstraining 
– ein gelun-
genes Projekt 
von und für 
Anwohnende.

 
Unser Fazit: 

In Vahrenheide 
wurden Wohn-
raumsanierun-
gen im großen 
Stil durchge-
führt, im Sahl-
kamp ist dies 
a u f g r u n d 
der Eigentü-
m e r s t r u k t u r 
schwierig. Wir 
werden uns 
dafür einset-
zen, dass das 
P r o g r a m m 
“Soziale Stadt” 
nachhaltig um-
gesetzt wird, 
dass Arme 
nicht an den 
Stadtrand ver-
drängt wer-
den, und dass 
die aufge-
bauten nach-

barschaftlichen Strukturen durch 
Hauptamtliche unterstützt und er-
halten werden.

Zum Nachlesen: 

Langfassung dieses Textes:

http://gruenlink.de/nw0

Sozialbericht 2013: http://gruenlink.de/nv0

Sanierungsgebiete: http://gruenlink.de/nv1

www.flais.de

Sozial-AG unterwegs
Eine Info-Radtour durch die Sanierungsgebiete Vahrenheide und Sahlkamp

Katrin Langensiepen
Ratsfrau in Hannover
katrinlangensiepen@
gmx.de

Steckbrief Vahrenheide

78 ha, ca. 7.000 Einwohnerin-
nen, Sanierungszeitraum 1998 
– 2013, markantestes Projekt: 
Abriss Hochhäuser Klingenthal, 
> 19,5 Mio. Städtbaufördermit-
tel sind eingesetzt worden.

Steckbrief Sahlkamp-Mitte

39 ha, 5.183 Einwohnerin-
nen, Sanierungszeitraum 2010 
– 2019, markantestes Projekt: 
Belebung / Sanierung Sahl-
kampmarkt, geplant: 9,2 Mio 
Städtebaufördermittel.

Editorial
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Die Sozial-AG der Ratsfraktion unternahm im September 2013 eine Radtour durch „Soziale Stadt“ - Gebiete in 
Vahrenheide und Sahlkamp. Hier stehen viele soziale Indikatoren (zum Beispiel die Transferleistungsquote) auf 
Rot. Grund genug, sich dort umzusehen. 

Hochhäuser gehören nicht zu den bevorzugten Wohnlagen	   

Hannover

www.agenda21.de
www.agenda21.de
guenter.wulfert.gruene
hannover-stadt.de
http://gruenlink.de/nw0
http://gruenlink.de/nv0
http://gruenlink.de/nv1
www.flais.de
gmx.de
flickr.com
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Seit September 2011 bin ich als 
ehrenamtliche Bürgermeisterin mit 
zwei Kollegen für die Vertretung des 
Oberbürgermeisters (OB) zustän-
dig. Regelmäßig nehme ich Termi-
ne wahr und überbringe Grußworte 
der Stadt bei Empfängen, Jubiläen, 
Richtfesten oder anderen Veranstal-
tungen. Mit der vorübergehenden 
Vakanz des OB-Postens durch die 
Wahl von Stephan Weil zum Minis-
terpräsidenten im Februar schnellte 
die Anzahl der Termine jedoch deut-
lich nach oben. Bernd Strauch (SPD), 
Klaus-Dieter Scholz (CDU) und ich 
hatten viel zu tun, den OB bis zum 
Amtsantritt von Stefan Schostok zu 
ersetzen. Ich kann nicht sagen wie 
viele Auftritte wir hatten, aber es 
waren hunderte. Auch wenn wir lei-
der keinen Grünen küren konnten, 

atme ich auf, endlich wieder einen 
OB zu haben. Er kann diese „ständi-
ge Vertretung“ nun endlich ablösen. 

Ein spannender Job 			 
mit vielen Einblicken

Es war eine besondere Erfahrung 
in dieser sowieso interessanten Tä-
tigkeit! Für euch als grüne Bürger-
meisterin der Landeshauptstadt un-
terwegs zu sein macht ohne Zweifel 
viel Freude. Diese Aufgabe, bringt 
oft persönliche Herausforderungen 
mit sich. Meine anfängliche Ernüch-
terung, Ausschussaktivitäten jetzt 
reduzieren zu müssen, legte sich 
schnell. Sofort wurde sichtbar, wie 
viel Zeit die neue Aufgabe einnimmt 
und mich begeisterte die Vielfalt der 
Themenbereiche. Als Repräsentan-

tin der Stadt auf un-
terschiedlichsten Büh-
nen Wertschätzung 
zu vermitteln und Ein-
blicke zu gewinnen 
ist wunderbar. Es ist 
beeindruckend, auf 
Einladung der Wirt-
schaft, Wissenschaft 
und Bildung, die Stadt 
und ihre Akteure zu 
erleben. Aber es ist 
auch eine Möglichkeit 
unsere Partnerstädte 
oder die vielen Fach-
bereiche der Verwal-
tung kennenzulernen.

Wo ich auch bin, 
erfahre ich Dank da-
für, dass die Stadt 
Interesse und An-
teilnahme zeigt. Die 
manchmal spürbare 
Enttäuschung dar-
über, dass der OB 
selbst keine Zeit fand, 
verschwindet sicht-
bar, wenn realisiert 
wird, dass er zwar 

doppelt so lange redet, aber nur 
halb so lange bleibt wie seine Ver-
tretung. Und so kommt es auch bei 
mir inzwischen nicht selten vor, dass 
bei einem Folgetermin direkt die 
Vertretung gewünscht wird. Mei-
ne Vorgängerin Ingrid Lange könn-
te ein Lied davon singen, denn sie 
war eine begehrte Vertreterin. Ihre 
Nachfolge anzutreten war daher 
nicht leicht, bedeutet aber auch eine 
große Ehre, das ist klar! 

Normalerweise hat die Stadt Hannover neben Oberbürgermeister Stefan Schostok drei ehrenamtliche Bürgermeis-
terinnen, die sich seine Vertretung teilen. Fehlt der Chef, wird die dann „ständige Vertretung“ zur Herausforderung. 

Die (andere) ständige Vertretung
Einblicke der Grünen-Vertreterin des Oberbürgermeisters von Hannover

Seit der Einbringung des Haus-
haltsplanes 2014 für die Region 
Hannover am 1. Oktober 2013 ha-
ben sich die zunächst guten Rah-
menbedingungen dramatisch ver-
schlechtert. Der am 1. Oktober 
eingebrachte Haushaltsplan 2014 
für die Region Hannover sah zu-
nächst nach einem positiven Ergeb-
nis aus. Die gute Vorbereitung der 
grünen Finanzdezernentin Andrea 
Fischer und die strikte Einhaltung 
der Haushaltsdisziplin ließen dar-
auf hoffen, die Rücklagen um 24,7 
Millionen Euro aufstocken und die 
Kommunen der Region nach 41,4 
Millionen Euro im Jahr 2013 um 
weitere 15 Millionen Euro in 2014 
entlasten zu können.

Bei der Spitzabrechnung zeigten 
sich dann aber die Auswirkungen 
der Tricksereien der alten schwarz-
gelben Landesregierung im kommu-
nalen Finanzausgleich (NFAG). Die 
Berechnungen für das Haushaltsbe-
gleitgesetz 2014, mit dem die Zu-
weisungen durch das Land geregelt 

werden, ergaben einen erneuten 
Verlust von 28 Millionen Euro für die 
Region Hannover. Schuld daran ist in 
erster Linie der durch Schwarz-Gelb 
eingeführte Flächenfaktor bei der 
Mittelzuweisung. Die Forderung der 
grünen Regionsfraktion an unsere 
Landtagsfraktion dies zu korrigieren, 
fand Gehör. Der finanzpolitische 
Sprecher unserer Landtagsfraktion, 
Gerald Heere, hat der Regionsfrakti-
on zugesagt, das NFAG im Laufe der 
Jahre 2014/15 zu reformieren. 2014 
würde dann der Verlust von 28 Mil-
lionen Euro für die Region Hannover 
mindestens halbiert.

Infrastruktur stärken

Vor diesem Hintergrund waren 
die Haushaltsplanberatungen der 
Regionsfraktion nicht einfach. Zum 
ersten Mal in der Geschichte der Re-
gion liegt dem Haushalt eine so ge-
nannte Eröffnungsbilanz zu Grunde. 
Sie gibt einen umfassenden Über-
blick über Vermögen und Schulden-
stand der Region. Erfreulich hierbei 

ist, dass sie mit einer Nettoposition, 
also Eigenkapital, von 145 Millionen 
Euro abschließt. Jeder zukünftige 
Haushalt muss sich daran messen 
lassen, ob es gelungen ist, dieses 
positive Ergebnis zu verbessern. 

Vorrangig aber müssen wir weiter 
Kassenkredite abbauen. Dennoch 
wollen wir Grüne in die öffentliche 
Infrastruktur investieren. Die ener-
getische Sanierung von Gebäuden 
und weitere Investitionen in den 
Umwelt- und Klimaschutz sind uns 
hier besonders wichtig. Mit der Fer-
tigstellung des Krankenhauses Si-
loah steht zudem allen Bürgerinnen 
der Region im Jahr 2014 ein neues 
Krankenhaus mit höchstem medi-
zinischen Standard zur Verfügung. 
Auch die Verbesserung des kultu-
rellen Angebotes in der Region soll 
dem Rotstift nicht zum Opfer fallen.

Haushalt der Region Hannover 2014

Windstille in der Region?

  Nur sechs Personen beantwor-
ten Fragen zur  Windenergie. Ich 
habe  gehört, dass Umfragen nicht 
immer auf große Resonanz stoßen. 
Ein befreundeter Redakteur sagte 
mir: „Also wenn sich zehn Prozent 
der Leserinnenschaft zurückmelden, 
hast du ein super Ergebnis. Ist aber 
themenabhängig.“

 
Nun hatte ich ein anderes Prob-

lem: „Soll ich das jetzt echt auswer-
ten? Das bringt doch nichts.“ Mich  
überbekam plötzlich eine  Befürch-
tung: „Liest das hier niemand?“ 
Schnell war ich wieder positiv: „Im-
merhin haben sechs Menschen die 
Zeitung bis dahin gelesen.“ Hin-

tergrund der gewonnenen guten  
Stimmung ist mein Wissen um eine 
wichtige Prozentzahl im Journa-
lismus: Nur sechs Prozent aller ge-
druckten Artikel werden gelesen. 
Bei unserer Auflage  waren das zwar 
keine sechs Prozent, aber immerhin 
etwas mit sechs. Doch eine Bilanz 
lässt sich ziehen:„Es gibt eine Kon-
troverse  zwischen Klima-, Tier- und 
Naturschutz. Dabei äußern sich Be-
fürworterinnen des Ausbaus pro 
Windenergie kaum.“ 

REgine Kramarek
Stv. Bürgermeisterin LHH
Regine.Kramarek@
hannover-rat.de

Norman Seibert
Redakteur Grüne Seiten
Norman.Seibert@gruene-	
fraktion.region-hannover.de

In der letzten Ausgabe der Grünen Seiten haben wir eine Umfrage zum 
Thema Windenergie in der Region Hannover veröffentlicht. Wir wollten 
wissen „Wie soll die Windenergie in der Region umgebaut werden?“Der 
erste Versuch floppt.

Empfang des Oberbürgermeisters von Hiroshima auf der Marienburg  

Fo
to

: ©
 G

RÜ
N

E

Raoul SChmidt-Lamontain

Fraktionsvorsitzender
raoul@
schmidt-lamontain.de

Ehrenamt Bürgermeisterin

UMFRAGE
Wie kommt unsere aktuel-

le Ausgabe der Grünen Seiten 
im generischen Femininum bei 
euch an? Welche Form des Gen-
dern von Texten zieht ihr vor?

Verwendung 

a) des generativen Femininums

b) des generativen Maskulinums

c)  sowohl der weiblichen als auch 
der männlichen Form 

d) des großen Binnen-I (PolitikerIn)

e) des Gender Gap (Politiker_in) 

Schreibt eure Meinung an:  	
region@gruene-hannover.de

Region

Regine.Kramarek
hannover-rat.de
Norman.Seibert
fraktion.region
-hannover.de
schmidt-lamontain.de
gruene-hannover.de
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Unter Mitwirkung von Grünen 
Parlamentarierinnen wird in Nie-
dersachsen, im Bund und in Europa 
aufgedeckt was Nachrichtendienste 
wirklich machen. Es zeigen sich er-
schreckende Parallelen.

In den letzten Monaten haben wir 
viel darüber erfahren, was Nachrich-
tendienste auf dieser Welt wirklich 
machen. In Niedersachsen war ein 
Regierungswechsel mit starken Grü-
nen notwendig, um aufzudecken, 
dass Journalistinnen, Rechtsanwäl-
tinnen und politische Opposition 
vom Verfassungsschutz beobachtet 
wurden. Für die Offenlegung der 
unglaublichen Überwachungsmaß-
nahmen der amerikanischen und 
europäischen Nachrichtendienste 
brauchte es hingegen den Whist-
leblower Edward Snowden, der nicht 
nur seinen Job, sondern sogar sein 
Leben aufs Spiel setzte. Der grüne 
Bundestagsabgeordnete Ströbele 
zeigte mit seinem Besuch in Moskau 
wie kein anderer: Wir können Snow-
den befragen und sein Wissen nut-

zen. Es bräuchte nur den politischen 
Willen der Bundesregierung.

Willkür verhindern!

Beide Fälle zeigen, dass Nach-
richtendienste nicht nur schwer zu 
kontrollieren sind, sondern sich auch 
politisch instrumentalisieren lassen. 
Das Märchen eines Nachrichten-
dienstes, der nach objektiven Krite-
rien Daten über Menschen sammelt, 
die unsere Demokratie bedrohen, 
glaubt heute niemand mehr. Es ist 
klar, dass Nachrichtendienste min-
destens so schlecht sind wie ihre ei-
gene Regierung. Sie machen oftmals 
schlicht das, was technisch möglich 
ist. Diese Willkür gilt es zu verhin-
dern.

In Niedersachsen müssen wir dies 
mit einer grundlegenden Reform er-
reichen. Sie muss die parlamenta-	
rische Kontrolle effektiver ausstat-
ten. Aber es braucht auch verbind-
liche und messbare Standards, die 
nicht vom Willen des Innenministers 

abhängen, sondern 
von der tatsächlichen 
Bedrohung einer Grup-
pe. Man muss es im-
mer wieder wiederho-
len: Tierschützerinnen, 
Anti-Nazi-Demonst-
rantinnen und Castor-
Gegnerinnen gehören 
in keinen Verfassungs-
schutzbericht! Sie ge-
hören in einen Bericht 
für außergewöhnliches 
ziviles Engagement. 
Das bedeutet für die 
Zukunft: Der Verfas-
sungsschutz darf nur 
Gruppen beobach-
ten, deren ausdrück-
liches Ziel es ist, sich 
gegen die demokra-
tische Ordnung und 
die Grundrechte zu 
richten. Unter Schü-
nemann und Schwarz-
Gelb in Niedersachsen 
war das nicht der Fall. 

Rot-Grün muss dafür sorgen, dass 
ein solcher Missbrauch, egal un-
ter welcher Landesregierung, nicht 
mehr möglich ist.

Für den Skandal den Edward 
Snowden auslöste, muss gelten: 
Fakten klären, Zeugen befragen 
und die eigenen Nachrichtendienste 
mindestens genauso kritisch durch-
leuchten, wie die anderer Staaten. 
Eine Untersuchung im Deutschen 
Bundestag ist unerlässlich. Wir wol-
len wissen, ob der BND vergleich-
bares macht wie Amerikaner und 
Briten. In diesem Fall ist Europa 
schneller gewesen. Denn im Euro-
päischen Parlament tagt seit Sep-
tember wöchentlich ein Sonderun-
tersuchungsausschuss zu illegalen 
Geheimdienstaktivitäten in der EU. 
Vorne mit dabei ein Grüner aus Nie-
dersachsen: Jan Philipp Albrecht.

Nachrichtendienste außer Rand und Band
Ein Plädoyer für grundlegende Reformen und neue Standards

Lohndumping im öffentlichen Auftrag verhindert
Für die Stärkung der regionalen und ökologischen Wirtschaft

Ein Interview von Sebastian Otto 
mit Maaret Westphely, wirtschafts-
politische Sprecherin der grünen 
Landtagsfraktion, über das neue Ta-
riftreue- und Vergabegesetz. Nach 
nur einem dreiviertel Jahr hat Rot-
Grün in Niedersachsen ein weg-
weisendes Gesetz verabschiedet. Es 
tritt am 1.1.2014 in Kraft.

Was ist neu beim rot-grünen 		
Tariftreue- und Vergabegesetz?

Mit etwa 360 Milliarden Euro 
bundesweit (17% des BIP) verfügt 
die öffentliche Hand über ein enor-
mes wirtschaftliches Potenzial und 
übt zugleich eine wichtige Vorbild-
funktion aus. In dem Gesetz wird 
geregelt, welche Bedingungen das 

Land, die Kommunen oder ande-
re Behörden bei der Beauftragung 
von privaten Unternehmen einhal-
ten müssen und was sie einfordern 
können. Neu ist, dass neben der 
Tariftreue nun ein Mindestlohn von 
8,50 Euro eingehalten werden muss 
und auch der Öffentliche Personen- 
nahverkehr einbezogen wird.

Was ist das Grüne an dem Gesetz?

Nicht nur eine gute Bezahlung 
hierzulande, sondern auch ökologi-
sche Standards und der Einsatz fair 
gehandelter Produkte sollen künftig 
eine größere Rolle beim öffentli-
chen Einkauf in Niedersachsen spie-
len. Sehr erfreulich ist, dass die EU-
Gesetzgebung nun erstmals erlaubt, 

sich dabei auf Gütesiegel zu berufen.

Wie war die Resonanz 			
der Wirtschaft?

Insbesondere Verbände, die klei-
ne und mittlere Unternehmen und 
das Handwerk vertreten, und die 
Gewerkschaften, haben das Gesetz 
begrüßt. Mit diesem Gesetz wollen 
wir die regionale Wirtschaft stärken, 
Wettbewerbsverzerrungen entge-
genwirken und eine verantwor-
tungsvolle Auftragsvergabe fördern.

MAaret Westphely
Landtagsabgeordnete
maaret.westphely@
lt.niedersachsen.de

Ex-NSA Mitarbeiter Edward Snowden hat eine neue Datenschutzdiskussion ins Rollen 	
gebracht.

Korbinian Deuchler
Sprecher LAG Demokratie & Recht

deuchler@
gruene-hannover.de

Liebe Freundinnen!
Im Oktober hat die Bundesdelegiertenkonferenz in Berlin mich zur deutschen Kandidatin für die ‚greenprimary‘ 

gewählt. In der greenprimary sind alle Anhängerinnen grüner Politik aufgerufen, unser Spitzenduo für die Europa-
wahl zu bestimmen. Dazu sind seit dem 10. November eure Stimmen im Internet gefragt. Mitmachen darf jede, 
die in der Europäischen Union wohnt, mindestens 16 Jahre alt ist und erklärt, dass sie den Grünen nahe steht. 
Hinterlegt werden müssen Telefonnummer und E-Mail-Adresse, um Mehrfachabstimmungen zu verhindern. Jede  
Teilnehmerin hat zwei Stimmen, die an zwei verschiedene Kandidatinnen gehen müssen. Abgestimmt werden darf 
bis zum 28. Januar 2014. Das Spitzenduo wird am Ende aus den beiden geformt, die EU-weit die meisten Stimmen 
bekommen haben. Allerdings muss – nach guter grüner Tradition - mindestens eine Frau dazu gehören. Außerdem 
sollen die beiden nicht von der gleichen nationalen oder regionalen Liste kommen. 

Eure Stimme ist gefragt!

Ich werbe um Eure Unterstützung, weil wir wieder eine starke Grüne Fraktion im Europaparlament brauchen. Das 
gilt erst recht, nachdem wir in Deutschland jetzt eine große Koalition bekommen. Bei vielen Aufgaben, die in Eu-
ropa warten, wird diese Koalition eine falsche Richtung einschlagen. Ehrgeiziger Klima- und Umweltschutz dürfen 
jetzt auf keinen Fall zurückgedrängt werden. Der Green New Deal, der Umwelt- und Klimaschutz mit nachhaltiger 
wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung verbindet, bleibt erst recht in der Krise die richtige grüne Antwort. Ich 

möchte als europäische Spitzenkandidatin die andere deutsche Stimme im Europa-
wahlkampf sein und zeigen, dass es auch noch eine andere Politik gibt als die von 
Angela Merkel – gerade was die Krisenpolitik angeht. Ich hoffe aber auch, dass ich 
unseren grünen Ideen wie ökologische Landwirtschaft, nachhaltige Wirtschaftspoli-
tik und Atomausstieg, europaweit zu mehr Sichtbarkeit verhelfen kann.

Damit uns das gelingt, müssen wir es schaffen, möglichst viele Menschen für die 
Primary zu mobilisieren! Ich bin gespannt auf die greenprimary. Mitmachen zählt!

Eure Rebecca Harms

Wahl der europäischen Spitzenkandidatin

Geheimdienste
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Belgrad ist eine wunderschöne 
und bunte Stadt. Schöne klassische 
Altbauten reihen sich an wuchti-
ge Bauten sozialistischen Stils. Wie 
Mahnmale stehen noch Gebäude 
mit Schäden aus den NATO-Bom-
bardements im Kosovokrieg an ei-
nigen Stellen. An einer Ecke biegen 
wir ab Richtung Karaburma. Dort 
liegt eine der so genannten Maha-
las, eine Roma-Siedlung.

Abseits der Prachtstraße landen 
wir in einer anderen Welt. Rechts 
und links des Wegs liegen Haufen 
aus gesammelten Plastikflaschen. 
Kleine Kinder sehen unser Auto, 
springen vom Müllberg herunter, 
rennen auf uns zu und erkundigen 
sich auf Albanisch, wer wir sind. Vie-
le der hier lebenden Roma stammen 
aus dem Kosovo und sind während 
der Kriegswirren nach Serbien ge-
flüchtet.

Ein paar der jungen Roma, die 
an der Jugendbegegnung teilneh-
men werden, begrüßen uns. Mit 13 
Personen fahren wir mit unserem 
Neunsitzer los nach Beška. Der Ort 
liegt in der nord-serbischen Vojvo-

dina, einer autonomen Provinz, die 
vielen verschiedenen Volksgruppen 
eine Heimat bietet.

Nach einer Kennenlernrunde und 
der Besprechung des Programmab-
laufs geht es zum Abendessen, wo 
eine weitere Gruppe von Roma-Mu-
sikerinnen die Essenden unterhält. 
Die Musik ist beschwingt, fröhlich 
und hebt die Stimmung. Die meis-
ten der Lieder sind auf Romanes, der 
Sprache der Roma. Die Texte sind 
anders als die Melodie, eher sorgen-
voll und fast melancholisch.

Karaburma – der schwarze Ring

Am übernächsten Tag fahre ich 
mit den Organisatoren der Jugend-
begegnung nach Stara Karaburma, 
dem alten Karaburma. Auch dort 
befindet sich ein Roma-Viertel. Die-
ses sei in noch viel schlimmeren Zu-
stand, als die anderen, gibt man uns 
zu verstehen. 

In einer Kurve hört der Asphalt 
auf; ab hier beginnt die Mahala. Wir 
gehen weiter auf dem Weg, der ei-
nem Acker gleicht. Am Straßenrand 

Die Flüchtlingspolitik ist aufgrund der hundertfachen Todesfälle im Mittelmeer unter massive Kritik geraten. Auch 
die innereuropäische Fluchtbewegung von Roma aus Osteuropa rückt ins Licht der Öffentlichkeit. Belit Onay mach-
te sich ein Bild von der Situation der Roma in Serbien.

Belit Onay
Landtagsabgeordneter
belit.onay@
lt.niedersachsen.de

Unter Zuwanderung aus Ost-
europa werden unterschiedliche 
Wanderungsbewegungen zusam-
mengefasst. 

EU-Bürgerinnen aus Rumänien 
und Bulgarien genießen Freizü-
gigkeit und dürfen sich seit 2007 
in allen EU-Ländern ohne Visum 
aufhalten. Gut 80 Prozent dieser 
Zugewanderten sind erwerbstä-
tig. Der Aufenthalt zur Arbeitssu-
che ist nur in den ersten drei Mo-
naten gestattet. Das Anrecht auf 
den Bezug von Sozialhilfe oder 
Arbeitslosengeld II ist umstritten. 

Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
Ex-Jugoslawien erhielten in den 
1990er Jahren anstelle von gesi-
cherten Aufenthaltstiteln oftmals 
nur Duldungen. Viele wurden be-
reits abgeschoben oder sind von 
der Abschiebung bedroht, auch 
wenn sie einen Großteil ihres Le-
bens in Deutschland verbracht 
haben, da Serbien und Bosnien 
inzwischen als sichere Drittstaaten 
gelten und es keine stichtagsun-
abhängigen Bleiberechtsregelung 
gibt.

In beiden Gruppen gehört ein 
Großteil der Zugewanderten zur 
Gruppe der Roma, die in ihren 
Herkunftsländern diskriminiert 
werden. Weder im EU-Recht noch 
im Asylbewerber-Leistungsgesetz 
wird dieser Umstand bisher ange-
messen berücksichtigt.

Zuwanderung 
aus Osteuropa

liegt Müll. Große Teile des Weges 
stehen unter Wasser, es sind Abwäs-
ser aus den umliegenden Fabriken. 
In dieser stinkenden Brühe spielen 
die Kinder, wenn es im Sommer  zu 
heiß werde, erzählt man uns.

Durch die Siedlung ziehen bei-
ßende Rauchschwaden der Indus-
trieanlagen. Ein unangenehmer, 
betäubender Film legt sich auf 
die Schleimhäute. Wir treffen den 
Schwager eines unserer Gastge-

ber. Auf dem Weg 
zu seiner Bleibe, 
treffen wir Kinder, 
manche mit nur 
einem Schuh oder 
barfuß, andere mit 
zerrissenen Klei-
dungsstücken. Sie 
lächeln uns an und 
fragen wer wir sind. 
Als sie hören, dass 
wir aus Deutschland 
kommen, rufen sie 
„Bayern München“ 
oder „Auf Wieder-
sehen“.

Der Schwager 
bringt uns zu seiner 
Baracke. Wie auch 
alle anderen Unter-
künfte hier sind die 

Roma in Belgrad: Wellblech ist Luxus

Häuschen aus den verschiedensten 
Materialien zusammengesetzt. Die 
besseren Bleiben haben Wände aus 
Stein oder Wellblech, manche auch 
nur aus Stoff, Teppichen oder Pappe. 
Auf dem Sessel liegt ein kleiner Jun-
ge. Er sei schwer krank erzählt uns 
sein Vater. Er habe Probleme mit den 
Beingelenken, weshalb er wuchtige 
Schienen tragen müsse. Außerdem 
sei seine Lunge angegriffen.

Der Neffe unseres Gastgebers 
begleitet uns später noch zurück 
zur Bushaltestelle. Auf dem Weg 
dorthin sehen wir zwischen all den 
Baracken einen Funken Normalität: 
Eine Kneipe mit offener Tür. Fast 
trotzig prangt über dem Eingang der 
Schriftzug „Roma-Club“.

Vollversion des Berichts unter 
gruene.lv/belgrad2013

Weg in Karaburma: 
Abwasser aus umliegenden Fabriken macht die „Spielwiese“ der Roma-Kinder zu einem gefährlichen 0rt. 	

Behausungen aus Blech und Stoff schützen nur notdürftig Belit Onay im Interview eines serbischen Nachrichtensenders

ReportageReportage
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Freya Markowis

Ratsfrau Hannover
freyamarkowis@gmx.de

belit.onay
lt.niedersachsen.de
gruene.lv/belgrad
mailto:freyamarkowis@gmx.de
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Städtische Bäder

Seit Oktober 2013 liegt die Bäd-
eranalyse für  acht städtische Hal-
len- und  sechs Freibäder vor. Sie 
analysiert das Bäderangebot, den 
Sanierungsbedarf und Nutzungs-
potenziale. Anfang 2014 werden 
die Bäder nach ihrer Bedeutung für 
Hannover bewertet. Darin fließen 
die Ergebnisse aus Befragungen der 
Badegäste ein. Erst wenn diese Da-
ten vorliegen, wird von grüner Sei-
te eine Position entwickelt. Ziel ist 
ein zukunftsfähiges, attraktives und 
wirtschaftlich tragfähiges Bäderan-
gebot.

Gender Budgeting

Im Oktober 2013 hat der Rat den 
rot-grünen Antrag zur Einführung 
des Gender Budgeting mehrheit-
lich beschlossen. Gender Budgeting 

meint die Analyse des Haushalts auf 
der Basis gleichstellungspolitischer 
Ziele. Ziel ist eine größere Transpa-
renz und Geschlechtergerechtigkeit 
im städtischen Haushalt. Dies wird 
zunächst an den Bereichen Stadt-
teilkulturarbeit und Wirtschaftsför-
derung erprobt. Die Modellphase ist 
2015 beendet, dann soll über eine 
Ausweitung für den weiteren Haus-
halt beraten werden.

Konzessionsverträge

Die mit der Stadtwerke Hannover 
AG bestehenden Konzessionsverträ-
ge über die Versorgung mit Strom, 
Gas, Wasser und Fernwärme in 
Hannover laufen im Mai 2014 aus. 
Im Vorfeld der Verhandlungen für 
einen neuen Vertrag hatte Rot-Grün 

BERICHT AUS DEM RATHAUS

Asbesthalde Wunstorf

Das asbesthaltige Material der 
Fulgurithalde in Wunstorf soll vor 
Ort gesichert werden. Im Auftrag 
der Region haben Gutachter von 
IWB/UKON sieben Varianten erar-
beitet, wie die Halde ummodelliert, 
abgedeckt und die Fläche  gegebe-
nenfalls genutzt werden kann: Etwa  
traditionell mit Erde abgedeckt, be-
stückt mit einer  Photovoltaikanlage 
als Abdeckung oder einer Umlage-
rung auf ein Nachbargrundstück. 
Deutlich wird eines: Die eine richti-
ge Lösung gibt es nicht! Für uns ist 
wichtig, dass das Risiko von Asbest-
faserfreisetzungen minimal gehalten 
und die Gefahr für das Grundwasser 
ausgeschlossen wird. 

In einem öffentlichen Experten-
hearing erhielten wir erste Hinwei-
se, welche Chancen und Risiken die 
angedachten Sanierungsformen ha-

ben. Damit starten wir gut vorberei-
tet in die Diskussion. Weitere Infor-
mationen: 

http://gruenlink.de/nmO

Wechsel in der Fraktion

Seit September 2013 hat der 38- 
jährige Online Marketing Manager 
Immo I. Heinzel aus dem Wahlbe-
reich Vahrenwald-List die Nachfolge 
von Meike Schümer angetreten, die 
aus persönlichen Gründen ihr Man-
dat niederlegen musste. Immo hat 
bereits einen reichen kommunalpoli-
tischen Erfahrungsschatz, denn er ist 
Bezirksratsherr und stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender im Bezirksrat 
Vahrenwald-List. 

Für die Regionsfraktion bedeutet 
dieser Wechsel kein aufwändiges 
Stühlerücken, da Immo den Ver-
kehrsbereich übernommen hat. 

Herzlich willkommen in der Fraktion 
und viel Glück!

Eure Regionsfraktion

Bericht aus der Region

der Verwaltung Vorgaben gemacht. 
Insbesondere mit der Klima-Allianz 
2030 werden wichtige grüne Zie-
le umgesetzt: Weniger CO2,  mehr 
Fernwärme, mehr erneuerbare Ener-
gie. Wichtig für den Stadthaushalt 
sind zusätzliche  vier Millionen Euro 
Einnahmen aus der neuen Konzessi-
onsabgabe Fernwärme. 

Sportentwicklungsplan

Rot-Grün beauftragt die Verwal-
tung, im ersten Halbjahr 2014 eine 
Drucksache zum Sportentwick-
lungsplan vorzulegen. Diese soll 
erste Handlungsempfehlungen be-
inhalten. Für die Begleitung dieser 
Planung wird eine ExpertInnenrun-
de eingerichtet. Ihr gehören Vertre-
terinnen aus Verwaltung, Politik und 
Sport an. 

Eure Ratsfraktion
Grüne Ratsfraktion auf facebook: 
http://gruenlink.de/eag

Verfassungsschutz

Maren Brandenburger, Präsiden-
tin des Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzes (VS), deckte unlängst 
Verfehlungen ihres Hauses auf. Zu 
Zeiten von Innenminister Schüne-
mann (CDU) wurden Politikerin-
nen, Juristinnen und Journalistinnen 
beobachtet. Im Fall der Rechtsex-
tremismus-Expertin Andrea Röpke 
beantwortete der VS gar ein Aus-
kunftsersuch falsch und verheim-
lichte so die Überwachung. Gleich-
zeitig erhärtet sich der Verdacht, 
dass der VS als politisches Projekt 
von CDU/FDP missbraucht wurde, 
so z.B. durch Seminare für Mitar-
beiterinnen, veranstaltet durch die 
Konrad-Adenauer-Stiftung, durch 
CDU-Wahlkampfautos auf dem VS-
Parkplatz und einem Innenminister, 
der der Union wieder Statur geben 
will, indem „sie ihr Profil auch über 

eine aktive Auseinandersetzung mit 
dem erstarkenden Linksextremis-
mus“ schärft.

Zukunftsoffensive Bildung

Mit einem Plus von 420 Millionen 
Euro für Bildung  will das Kabinett 
von 2014 bis 2017 u. a. den Ausbau 
der Ganztagsschulen vorantreiben, 
die Inklusion umsetzen, Schulpsy-
chologinnen einstellen und 5.000 
neue Krippenplätze schaffen. Ein 
weiterer aber verständlicherweise  
stark umstrittener  Teil der Investi-
tionen soll durch Umschichtungen 
aus dem Kultushaushalt kommen:  
Zum einen durch eine Angleichung 
der Unterrichtsverpflichtung der 
Gymnasiallehrerinnen auf das der 
Lehrerinnen an den IGSen  um eine 
Stunde auf 24,5 Stunden pro Wo-
che. Vor dem Hintergrund des Bun-
desdurchschnitts von 25,6 Stunden 

pro Woche erscheint uns dies ver-
tretbar. Doch soll im Rahmen des Di-
alogforums zum Turbo-Abitur nach 
Möglichkeiten gesucht werden, die 
Belastungen für die Lehrkräfte zu 
reduzieren.  Zum anderen durch das 
Aussetzen der Verbesserung der Al-
tersermäßigung. Ohne dieses Aus-
setzen wären im kommenden Jahr 
1.000 Lehrerinnenstellen ersatzlos 
entfallen, da durch die alte Landes-
regierung keine Finanzierung dieser 
Maßnahme vorgesehen war. Wir 
setzen uns trotzdem vehement da-
für ein, dass die Landesregierung in 
Gespräche mit den Lehrerinnenge-
werkschaften und -verbänden über 
eine zukunftsfähige Altersermäßi-
gung eintritt.

BERICHT AUS DEM LANDTAG 

Bericht aus Berlin

Mit diesem enttäuschenden 
Wahlergebnis hat niemand in der 
grünen Bundestagsfraktion gerech-
net. Wir haben mehrere konstrukti-
ve und selbstkritische Debatten über 
diese Niederlage mit den bisherigen 
und neuen grünen Abgeordneten 
geführt. Klar ist: Es gibt nicht die 
eine Ursache, sondern viele unter-
schiedliche Aspekte haben zu die-
sem bescheidenen Resultat geführt. 
Wir wollen und wir werden daraus 
für zukünftige (Wahl-)Auseinander-
setzungen lernen (siehe meinen Bei-
trag auf Seite 13). 

Personeller Wechsel

Im Oktober haben wir den neuen 
geschäftsführenden Fraktionsvor-
stand gewählt. Unsere  Vorsitzenden 
sind Katrin Göring-Eckardt und Toni 
Hofreiter. Zur ersten parlamentari-

schen Geschäftsführerin (PGF) wur-
de Britta Hasselmann gewählt und 
die weiteren PGFs sind Katja Keul, 
Steffi Lemke und Anja Hajduk. Auch 
die Landesgruppe der niedersächsi-
schen Bundestagsabgeordneten hat 
sich konstituiert und mich erfreuli-
cherweise zum neuen Landesgrup-
pensprecher gewählt. Außerdem 
haben wir einvernehmlich die Be-
treuung der Kreisverbände geklärt. 
Ich freue mich sehr, dass ich weiter 
für den Regionsverband Hannover 
zuständig bin und mit euch gemein-
sam für eine starke grüne Politik in 
der Region und Berlin streiten darf!

Solidarisch was bewegen!

Die feierliche Konstituierung 
des 18. Deutschen Bundestages 
am 22. Oktober hat mich bewegt. 
Ich möchte mich hier noch mal für 
euer Vertrauen und die große Un-
terstützung im Wahlkampf bedan-

ken. Das bedeutet mir sehr viel! Ich 
weiß um die große Verantwortung  
und möchte auch in den nächsten 
Jahren eng mit den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort, der Zivilge-
sellschaft und euch zusammenar-
beiten. Wenn ihr Fragen, Feedback 
oder Kritik habt, sprecht mich oder 
mein Regionalbüro bitte an und wir 
kümmern uns drum! Ich werde in 
dieser Legislaturperiode im Bundes-
tag weiter dafür streiten, dass diese 
Gesellschaft, diese Welt ein Stück 
besser wird: ökologischer, sozialer, 
weltoffener, demokratischer. Das 
geht nicht alleine, sondern nur zu-
sammen. Lasst uns solidarisch was 
bewegen, ich freu mich drauf!

BERICHT AUS DEM BUNDESTAG

Eure Landtagsabgeordneten
MAAret Westphely, Belit Onay, 
Thomas Schremmer

Euer Bundestags-
abgeordneter
Sven-Christian-Kindler Immo Heinzel

BerichteBerichte
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Ich möchte mich an dieser Stel-
le noch mal bei allen Menschen im 
Regionsverband ganz herzlich be-
danken, mit denen ich in den letz-
ten Monaten im Wahlkampf für den 
Grünen Wandel kämpfen konnte! 
Für die grünen Perspektiven nach 
der Bundestagswahl sehe ich nun 
zwei inhaltliche Schwerpunkte: 

1. Öko für alle

Wir sind eine ökologische Partei 
und wir sollten stärker unsere klu-
gen Konzepte bei der Energiewen-
de, nationalem und weltweitem 
Klimaschutz, bäuerlicher Landwirt-
schaft, Tierschutz oder Schutz der 
Biodiversität nach vorne stellen. 
Aber wir Grüne waren nie und sind 
keine Ein-Thema-Partei, sondern 
haben immer auch für soziale Ge-
rechtigkeit hierzulande und global, 
Gleichstellung der Geschlechter, 
Minderheitenrechte, Demokratie, 
Gewaltfreiheit und Bürgerinnen-
rechte gestritten. Für uns sollte klar 
sein: Die große ökologische Trans-

formation von Ökonomie und Ge-
sellschaft geht nur sozial. Wir brau-
chen dazu Bündnispartnerinnen aus 
allen gesellschaftlichen Bereichen: 
Gewerkschaften und Beschäftig-
te genauso wie fortschrittliche und 
innovative Unternehmen und eine 
aktive, bunte Zivilgesellschaft. Eine 
gespaltene Gesellschaft mit großen 
sozialen Ängsten wird nicht den 
Mut für einen konsequenten ökolo-
gischen Umbau aufbringen. Energe-
tisch sanierte Wohnungen und Bio-
Essen sollen allen Bürgerinnen offen 
stehen.

2. Solidarischer Freiheitsbegriff

Wir haben es im Wahlkampf zu-
gelassen, dass der politische Gegner 
uns als “Verbotspartei” gelabelt hat 
und dafür sind wir zum Teil auch 
selbst verantwortlich. Das gilt es 
selbstkritisch zu analysieren, denn 
unsere freiheitsorientierte, emanzi-
patorische Politik haben die Bürge-
rinnen irgendwann leider nicht mehr 
mitbekommen. Die Erarbeitung 

und Fokussierung auf einen solida-
rischen Freiheitsbegriff muss daher 
ein grünes Schlüsselprojekt werden. 
An der Überwachung durch NSA, 
GCHQ, aber auch durch den Verfas-
sungsschutz wird eine Kernschmelze 
des Rechtsstaats deutlich, der wir 
uns entschlossen entgegenstellen 
müssen. Für uns ist dabei klar, dass 
die grüne Freiheit eine solidarische 
ist, welche die Freiheit aller Men-
schen zum Ziel hat. Es geht dabei 
auch um die wirkliche Gleichberech-
tigung der Geschlechter und um die 
Freiheit von Erwerbslosen, Minder-
heiten und Flüchtlingen. Die grü-
ne Idee der Freiheit endet nicht an 
deutschen und europäischen Gren-
zen. Wir streiten für die Freiheit aller 
Menschen weltweit, ob in Nairobi, 
Teheran oder Ronnenberg.

Der ökologische Umbau geht nur sozial
Grüne Perspektiven nach der Bundestagswahl

Sven Christian Kindler

sven-christian.kindler@
bundestag.de

Bundestagsabgeordneter

Die Bundestagswahl war für uns eine enttäuschende Niederlage. Auf Bundesebene, in Niedersachsen und im 
Regionsverband Hannover haben wir selbstkritisch das Wahlergebnis diskutiert und müssen nun die Weichen für 
die Zukunft stellen.

Nach der Wahl ist vor der Wahl. Sven Christian Kindler plädiert für zwei Schwerpunkte als grüne Perspektive für die Zukunft

Liebe Freundinnen, im Januar 
erwarte ich Nachwuchs und verab-
schiede mich daher voraussichtlich 
bis Dezember 2014 in die Elternzeit, 
um die Wahlkreisbüroarbeit gegen 
Windelnwechseln einzutauschen. 
Wir sehen uns sicher trotzdem noch 
auf der einen oder anderen politi-
schen Veranstaltung, im Büro von 
Sven im Grünen Zentrum.   Caro 

Dort werde ich Carolin in der 
Zwischenzeit vertreten und Sven in 
seiner Wahlkreisarbeit in Hannover 
unterstützen. Mein Name ist Katrin 

Elternzeitvertretung im Regionalbüro Kindler  
Langensiepen, ich bin seit 2011 grü-
ne Sozialpolitikerin im Rat der Stadt 
Hannover und seit letztem Jahr Spre-
cherin der Landesarbeitsgemeinschaft 

Soziales. Als Mitglied der Bundesar-
beitsgemeinschaft Behindertenpo-
litik und BDK-Delegierte habe ich 
bereits Einblicke auf grüner Bundes-
ebene gewinnen können. Ich freue 
mich auf die Zusammenarbeit mit 
Euch. 	 Katrin	

Bei Anregungen, Fragen und Kri-
tik ist das Regionalbüro von Sven 
unter den gewohnten Kontaktdaten 
erreichbar: 

Tel: 	 0511/700 36 844 
Mail: 	 sven-christian.kindler@		
	 wk.bundestag.deCarolin Jaekel & Katrin Langensiepen

Hannovers Grüne haben im Ja-
nuar mit 19,8 Prozent das historisch 
beste Ergebnis bei einer Landtags-
wahl erzielt, und Hannovers Ober-
bürgermeister Stephan Weil wurde 
Ministerpräsident. Noch am Wahl-
abend verkündete die grüne Partei-
spitze auf Pressenachfragen, dass es 
eine grüne Kandidatin zur OB-Wahl 
geben wird. Im März nominierten 
wir Lothar Schlieckau.

Er war der ideale Kandidat: Erfah-
ren und selbstbewusst verkörpert er 
als Fraktionsvorsitzender der Rats-
fraktion ein weltoffenes, soziales 
und ökologisches Hannover. Lothars 
Kompetenz und sein Dauereinsatz 
machen klar: Die Grünen meinen es 
dieses Mal ernst! Ihr Kandidat hat 
durch seine Verwaltungserfahrung 
und Jahrzehnte im Stadtrat einen 
Vorsprung, den er nutzen wird.

Und doch holte Lothar letztlich 
nur 11 Prozent, viel weniger, als wir 
alle erwartet haben. Woran lag das? 
Der Wahlbericht der Stadt Hannover 
verweist auf den bundespolitischen 
Gegenwind. Steuerpläne, Veggietag 

und Pädophilie-Debatte haben ihren 
Anteil am Wahlergebnis, sind aber 
nicht die alleinigen Gründe.

Unser Ziel lautete von Anfang an, 
die Stichwahl zu erreichen. Warum 

lag dann aber der Zweitstimmenan-
teil bei der Bundestagswahl höher? 
Wählerinnen gehen in Wahllokale, 
um die künftige Oberbürgermeiste-
rin zu wählen und nicht, um der Par-
tei aus strategischen Gründen einen 
Etappensieg zu ermöglichen. Auch 
verhalten sich Grün-Wählerinnen 
häufig taktisch, zum Beispiel um ei-

Das beste Ergebnis bei einer OB-Wahl..
.. bleibt doch hinter den Erwartungen. Ein Rückblick

Presse, politische Konkurrenz und nicht zuletzt wir Grünen selbst waren uns einig: Der grüne Kandidat Lothar 
Schlieckau kann die Konkurrenz von CDU und SPD in Bedrängnis bringen. Doch das Wahlergebnis sah anders 
aus. Lag es am Bundestrend, dem taktischen Wahlverhalten der Wählerinnen oder der Zielvorgabe “Stichwahl“?

1
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Die Finanzsituation der Städte und 
Gemeinden ist seit Jahren angespannt. 
Das Verhältnis zwischen den Einnah-
men und Ausgaben der niedersäch-
sischen Gemeinden und Landkreise 
ist seit 1990 nur sechs Mal positiv 
gewesen. Das Defi zit summiert sich 
auf 5,5 Milliarden Euro.
Innerhalb der Region Hannover 
ist die Lage im Einzelnen sehr un-
terschiedlich. Die Steuerkraft pro 
EinwohnerIn bei der fi nanzstärksten 
Gemeinde ist 2,6-mal so groß wie 
bei der schwächsten. Zwar haben die 
Gemeinden wegen unterschiedlicher 
Aufgaben auch einen unterschied-
lichen Finanzbedarf. Dabei schafft 
der niedersächsische Finanzausgleich 
einen gewissen Ausgleich. Dennoch 
sind die unterschiedlichen Schulden-
stände - immerhin zwischen 29 und 
2.086 Euro je EinwohnerIn - auch 
strukturell bedingt und können nicht 
nur auf unterschiedliches Ausgabever-
halten zurückgeführt werden.
Wir wollen dem Auseinanderdriften 
in arme und reiche Kommunen in 
der Region entgegenwirken. Die 
Region hat die Aufgabe, für einen 
solidarischen Ausgleich der Lasten zu 
sorgen, und zur Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse beizutragen. Eine 
erste erhebliche Entlastung der Kom-

SOliDar-rEGiOn 2.0

DOriS KlaWUnDE
dorisklawunde@aol.com

munen hat die künftige Finanzierung 
der Alters-Grundsicherung durch den 
Bund gebracht. Davon profi tiert die 
Regionskasse als bisheriger Kosten-
träger, auch wenn im Rahmen des 
Finanzausgleichs ein Teil zu Gunsten 
der Städte und Gemeinden verrech-
net wird.
Der Regionspräsident hatte im Mai 
einen Vorschlag zur Neugestaltung 
der Finanzbeziehungen in der Region 
vorgelegt. Er beruhte auf drei Säulen. 
Die Regionsumlage sollte um 25,6 
Millionen Euro auf den Stand von 2008 
sinken. Gleichzeitig sollten innerhalb 
von vier Jahren 100 Millionen Euro 
und damit rund ein Viertel der Liquidi-
tätskredite der Region getilgt werden. 
Eine dritte Säule sollte eine Förderung 
besonders fi nanzschwacher Kommu-
nen sein, die allerdings sehr vage und 
ohne konkrete Summe - vornehmlich 
zielte sie auf Projektförderungen.
Die Auswirkungen des Vorschlags 
sind in unserer Partei sehr kontrovers 
diskutiert worden, weil eine lineare 
Senkung der Regionsumlage naturge-
mäß den größten Zahlern die stärkste 
Entlastung bringt und gleichzeitig die 
solidarische Förderung nur in unter-
geordneter Größenordnung möglich 
schien. Demgegenüber wurde einge-
wandt, dass in der Vergangenheit in 

finanZaUSGlEich
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den Kommunen sehr unterschiedlich 
Haushaltskonsolidierung betrie-
ben worden sei und die Förderung 
ausgewählter Gemeinden daher zu 
Verzerrungen führe.
Die Regionsverwaltung hat das Kon-
zept daraufhin erneut verändert. Nun 
möchte sie die einzelnen Hebesätze 
der Regionsumlage differenziert ab-
senken. In der Folge ergäbe sich eine 
anteilig größere Entlastung für dieje-
nigen, die geringere Steuereinnahmen 
haben. Gleichzeitig soll das Gesamtvo-
lumen der Senkung auf 38,6 Millionen 
Euro steigen. In der Probeberechnung 
ergeben sich Entlastungen zwischen 
2,6 und 10,8 Prozent.
Dieser Vorschlag - entwickelt in den 
Reihen der Bürgermeister - liegt im 
Wesentlichen auf der im Parteirat 
diskutierten Linie und hat den großen 
Charme, dass es keinen Streit um die 
Kriterien der solidarischen Förderung 
gibt. Stattdessen orientiert sich die 
Entlastung ausschließlich an den 
realen Einnahmemöglichkeiten der 
Städte und Gemeinden.

RAhel Missal

stadt@gruene-hannover.de

Geschäftsführerin SV

Lothar am Wahlabend in der Faust	

nen schwarzen Oberbürgermeister 
zu verhindern.

Dennoch war die Kandidatur rich-
tig, genauso der Kandidat. Lothars 
Wahlkampf hat Eindruck hinterlas-
sen und unseren Forderungen Öf-
fentlichkeit beschert. Kandidaturen 
bei wichtigen Personenwahlen blei-
ben unentbehrlich, wenn wir unser 
Profil schärfen und zeigen wollen, 
dass wir nicht bloß die kleine Koa-
litionspartnerin der SPD sind. Lothar 
hat zwar die Stichwahl verpasst, 
kann hierbei aber Wegbereiter sein. 
An dieser Stelle deshalb nochmal: 
Herzlichen Dank für Deinen uner-
müdlichen Einsatz, Lothar – ob auf 
Wochenmärkten, dem Schützenfest, 
beim Marathon oder unzähligen Po-
diumsdiskussionen – Du warst groß-
artig!

Dein Stadtvorstand und Rahel   
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Anfang der 1980er Jahre deckte 
der Arbeitskreis Regionalgeschichte 
auf: Bei der Bombardierung spani-
scher Städte, u.a. auch von Guerni-
ca, wirkte die Luftwaffe der Flieger-
horste Langenhagen, Wunstorf und 
Delmenhorst mit. Sie unterstützten 
Franco 1937 bei seinem Putsch. 
Soldaten des Geschwaders Boelcke 
transportierten in JU52-Maschinen 
die Francoanhänger von Spanisch-
Marokko auf die Iberische Halbinsel 
und bombardierten später zusam-
men mit italienischen Fliegern spa-
nische Städte. Guernica wurde dem 
Erdboden gleich gemacht.

Gegen das 	
Vergessen

Diese Enthül-
lungen Anfang 
der 1980er 
Jahre sorg-
ten für große 
Aufregung in 
Wunstorf und 
Neustadt. Ve-
hement wurde 
alles geleugnet. 
Man warf dem 
A r b e i t s k r e i s 
Geschichtsver-
fälschung vor. 
Der Arbeits-
kreis forderte 
unbeirrt eine 
Partnerschaft 
mit Guernica, 
dem die politi-
schen Gremien 
nicht zustimm-
ten. Private 
Gruppen aus 
der Region 
Hannover be-
suchten mehr-
fach die bas-
kische Stadt. 

2012 anlässlich des 75. Jahrestages 
des Bombardements von Guernica 
wurde eine Gruppe aus der Region 
Hannover zu den Gedenkfeierlich-
keiten eingeladen und im dortigen 
Rathaus empfangen.

Dran bleiben: 				  
Aufarbeitung nach 30 Jahren!

2012 fertigte der Arbeitskreis Re-
gionalgeschichte eine Ausstellung zur 
deutschen Beteiligung an der Zerstö-
rung Guernicas an. Schulen in Lan-
genhagen und Neustadt erklärten sich 
bereit, die Ausstellung zu zeigen.

Als Landtagskandidatin gehörte 
Wunstorf zu meinem Wahlbezirk. 
Die damalige stellvertretende grüne 
Bürgermeisterin, Birgit Mares, und 
ich baten den CDU-Bürgermeister 
zu einem Gespräch. Der Bürger-
meister war bereit, eine Gruppe aus 
Guernica zu empfangen, aber einen 
Raum für die Präsentation der Aus-
stellung hätte er nicht. Sie sei viel zu 
ideologisch und einseitig.

Die Presse aber, der wir ein schö-
nes Foto mit entsprechendem Text 
übersandten, machte eine große 
Schlagzeile daraus: “Raum für Aus-
stellung gesucht”

Damit kam Bewegung in die Sa-
che: Das „Forum Stadtkirche“ in 
Wunstorf zeigte die Ausstellung 
im Rahmen von vier Veranstaltun-
gen. Das Interesse war sehr groß.

Im November trat beim „Chöre-
Festival gegen Rechts“ der Chor 
URDAIBAI Kantaguena aus Guer-
nica in Hannover und in Wunstorf 
auf. Im Neustädter Rathaus wurden 
sie von mir empfangen. Der Besuch 
des JU52-Museums am Fliegerhorst 
Wunstorf wurde abgesagt, weil ein 
Mitglied des  AK Regionalgeschich-
te  ein Hausverbot erhielt. Nun er-
warten die Grünen im Bundestag 
eine Antwort des Verteidigungsmi-
nisteriums auf eine entsprechenede 
parlamentarische Anfrage.

Eine Reise nach Guernica im April 
kommenden Jahres ist bereits aus-
gebucht.

Das Bombardement von Guernica
Täter aus der Region Hannover waren dabei

Die Grüne Jugend trifft sich 
jeden Mittwoch um 18.00 Uhr  

im Grünen Zentrum. 

I n t e r esse    n t I n n e n  s i n d  
herzlich Willkommen! 

Grüne Seiten sind das Mitteilungsblatt des 

Regionsverbands Hannover von Bündnis 90/Die 

Grünen, Senior-Blumenberg-Gang 1, 30159 Han-

nover.
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I M P R E S S U M

Wir freuen uns über jede Spende und sind von der regelmäßigen Zahlung 
der Mitgliedsbeiträge abhängig. Der Mitgliedsbeitrag beträgt ein Prozent des 
Nettoeinkommens. Beitragsanpassung dringend erwünscht!  Hierzu reicht ein 
Anruf oder eine Mail. Auch Einzugsermächtigungen könnt ihr uns ganz einfach 
telefonisch oder per Mail (region@gruene-hannover.de) erteilen! 

Bei Fragen meldet euch in der Geschäftsstelle.

Mitgliedsbeiträge und Spenden

Biodiversität bedeutet die Vielfalt 
innerhalb und zwischen Arten und 
die Vielfalt von Ökosystemen. Ihr 
Erhalt ist existenziell für die Men-
schen. Be-
reits 2011 
haben wir 
daher den 
Beitritt zum 
Biodivers i-
tätsbündnis 
beschlossen. 
Die Region 
H a n n o v e r 
hat darauf-
hin die De-
k l a r a t i o n 
„Biologische 
Vielfalt in 
K o m m u -
nen“ unter-
s c h r i e b e n 
und sich so-
mit dem Ziel 
verpflichtet 
die Biodiver-
sität zu erhalten. 

Der Landschaftsrahmenplan der 
Region Hannover

Mit diesem Plan stellt die Regi-
onsverwaltung die Ziele und die er-
forderlichen Maßnahmen dar, mit 
denen wir die Schutzgüter Arten, 
Biotope, Landschaftsbild, Boden 
und Wasser sowie Klima und Luft 
schützen und entwickeln können. 
Dieser wurde im September in ei-
nem Workshop ausführlich disku-
tiert. Damit ist aber noch keine Ein-

zelmaßnahme konkret erarbeitet 
und umgesetzt! 

Macht mit bei der Umsetzung!

D i e -
ser um-
fassende 
Fachplan 
ist eine 
geeignete 
Grundla-
ge für ein 
Maßnah-
menpro-
g r a m m . 
Mit einem 
r u n d e n 
Tisch wol-
len wir 
die Ver-
w a l t u n g 
unterstüt-
zen, in 
2014 die-
ses Pro-

gramm aufzustellen. Wo unsere 
besonderen Highlights in der Re-
gion liegen und wie jede einzelne 
von euch ihren Beitrag zum Schutz 
der Biodiversität leisten kann, ha-
ben wir in einem Faltblatt darge-
stellt. Ihr könnt es im Fraktionsbüro 
bestellen oder hier herunterladen: 
http://gruenlink.de/lvh

Sieben Kilo sind nicht genug
Der Erhalt der Biodiversität muss jetzt umgesetzt werden!

Ulrich Schmersow

ulrich.schmersow@t-online.de

Schmetterling:  Kleines 				  
Wiesenvögelchen auf Wundklee	 Foto: © Schmersow	 	

Regionsabgeordneter

Der Landschaftsrahmenplan der Region Hannover wurde uns jetzt vorge-
legt. Immerhin, die Printausgabe wiegt 7 Kilogramm! Viel Planungsge-
wicht. Nun müssen Taten folgen!

Nach 30 Jahren sehe ich das Foto wieder: Junge Leute ersetzen den Straßennamen Boelckestr. durch Guernicastr. 
Eine kurze Aktion gegen die Täter von damals. Soldaten des Geschwaders Boelkcke unterstützten Franco. Sie 
machten auch die Stadt Guernica dem Erdboden gleich. Jetzt ist es an der Zeit gegen das Vergessen anzugehen, 
denke ich: „Nun bin ich stellvertretende Bürgermeisterin von Neustadt. Ich könnte die Diskussion um Guernica 
wieder aufnehmen.”

Ute Lamla

u.lamla@gmx.de

Stv. Bürgermeisterin Neustadt

Junge Leute ersetzen den Straßennamen 	
Boelckestrasse durch Guernicastrasse   
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 Die Bundestagswahl steckt mir 
noch in den Knochen. Noch auf der 
grünen Wahlparty hatte ich auf ein 
zweistelliges Ergebnis gesetzt, aber 
freundlicher-
weise wollte 
niemand mit 
mir wetten, 
das wäre teu-
er geworden. 
Richtig Stim-
mung wollte 
ob des Ergeb-
nisses nicht 
aufkommen, 
die Schaden-
freude über 
das Ausschei-
den der FDP 
macht die ei-
gene Wahl-
n i e d e r l a g e 
nicht viel er-
träglicher.

 
In meinem 

Bekann ten-
kreis habe ich 
gespürt, war-
um es gegen 
uns lief. Wir 
Grünen wer-
den als Spaß-
bremsen wahrgenommen, die mit 
erhobenem Zeigefinger moralisch 
einwandfreies Verhalten einfordern 
und mit Ge- und Verboten erzwin-
gen wollen. Nein, das sind wir nicht, 
das ist nicht mein Selbstverständnis 
und auch nicht das der Parteifreun-
dinnen. Aber wir kommen so rüber.

 
Die Diskussion läuft derzeit so gar 

nicht nicht in unserem Sinne. Unser 
Engagement für Gleichberechtigung 
wird nicht als Einsatz für Frauen 
wahrgenommen, sondern gegen 
Männer. Nichtraucherinnenschutz 
kommt als Raucherinnengängelung 
beim Wähler an, der Einsatz für ge-
sunde Lebensmittel als Kampf gegen 
die Landwirtinnen und Schutz von 
Radfahrerinnen, älteren Menschen 
und Kindern im Straßenverkehr als 
Kampfansage gegen Autofahrerin-
nen.

Zeigefinger runter!
Die Sehnsucht nach Naturidylle 

boomt, Umweltschutz und Naturnä-
he sind eigentlich en vogue, aber wir 
sind erfolglos. Wir müssen den Men-

schen besser 
erklären, wo 
wir hin wollen, 
wie eine grüne 
Gesel l schaft 
aussehen soll. 
Unsere An-
hängerinnen 
und Stamm-
wähler innen 
wissen das, bei 
vielen anderen 
ist davon nur 
ein Zerrbild 
angekommen.

 
Wir müs-

sen uns für 
die Freiheit 
stark machen. 
Nicht für die 
Freiheit, eine 
Kneipe vollzu-
qualmen oder 
mit 50 durch 
Wohngebie-
te zu kacheln, 
sondern für 
die Freiheit, 

unbeobachtet zu sein, seine Mei-
nung ohne Angst vor Konsequen-
zen frei sagen zu können und Politik 
mitgestalten zu dürfen.

Und wir sind erfolgreich, wenn 
wir solche Politik machen. Hans-
Christian Ströbele zeigt, wie es geht. 
Der Teufelskerl fährt nach Moskau, 
trifft dort den Whistleblower Ed-
ward Snowden und fordert Asyl für 
ihn in Deutschland. Von solchen Ak-
tionen hätte ich gerne mehr. Dann 
wird man uns nicht mehr als Ober-
lehrerinnen und Müllpolizistinnen 
wahrnehmen.

Do, 5.12.                                          19:00-21:00	
Philosophieren über politische Theorie, Kon-
sum und den Rest der Welt. Aus der Reihe 
„Einfach mal so bei Petra …“ bieten wir 
euch dieses Mal die Gelegenheit, fernab des 
politischen Tagesgeschäfts über das Thema 
Konsum zu philosophieren. Weitere Infos hier:
http://gruenlink.de/nmt
Grünes Zentrum, Senior-Blumenberg-Gang 
1, Hannover

Mo, 09.12.                                        18:00-20:00 
Die „Alternative für Deutschland“ (AfD) - 
neuer Hofnungsträger der Rechtspopulisten?  
Interner Informations- und Diskussionsabend 
für Grüne Mitglieder, mit Alexander Häusler 
und Sven-Christian Kindler, Üstra Remise, 
Goethestr. 19, Hannover

Mo, 16.12.                                          18:00-20:00
AG Kultur, Grünes Zentrum, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, Hannover

Di, 17.12.                                           18:30-21:00
AG Land und Tier,  Weihnachtsessen, Restau-
rant Hiller, Blumenstraße 3, Hannover

Do, 09.01.                                          19:00-21:00 
Parteirat, Grünes Zentrum, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, Hannover

Mo, 13.01.	 18:00-20:00
AG Kultur Grünes Zentrum, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, Hannover

Di, 14.01.	 18:15-20:15
AG Sport, Grünes Zentrum, Senior-Blumen-
berg-Gang 1, Hannover

Di, 14.01.	 18:00-20:00
Mitgliederversammlung Stadtverband, Grünes 
Zentrum, Senior-Blumenberg-Gang 1, Han-
nover, UG

Do, 16.01.	 19:00-21:00
Wege einer gemeinwohl orientierten Woh-
nungspolitik, Grünes Zentrum, Senior-Blu-
menberg-Gang 1, Hannover, UG

Di, 21.01.                                          19:00-21:00
Regionale Plattform zum Fairen Handel, speziell 
für grüne Ratsleute, Raum 62,  Haus der Region 
Hildesheimerstr. 18, Hannover

Fr, 24.01.                                          17:00-22:00
Mitgliederversammlung Regionsverband, 
Kurt-Hirschfeld-Forum, Burgdorfer Straße 16, 
31275 Lehrte  

Di, 28.01.                                         19:00-22:00
Einfach mal so bei Petra... Konsolenspiele 
spielen, Grünes Zentrum, Senior-Blumenberg-
Gang 1, Hannover

07.-09.02.	
BDK Europa in Dresden

Do, 27.02.	 18:00-20:00
Diskusssionsabend zur europäischen Flücht-
lingspolitik mit Ska Keller (MdEP) und Sven 
Christian Kindler (MdB). Weitere Infos unter: 
http://gruenlink.de/o8p

Lehrer Lämpel aus Max und Moritz 
(1865) - Vierter Streich, Wilhelm Busch    

Kommentar
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